
  

Der Minister für Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit hat namens der Landesregierung die Kleine Anfrage mit 

Schreiben vom 13. April 2021 beantwortet. 
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KLEINE ANFRAGE 
 
des Abgeordneten Thomas de Jesus Fernandes, Fraktion der AfD 
 
 
Förderung Alter Landsitz Sommerstorf und Strandhotel Plau am See 

 
und 

 
ANTWORT 
 
der Landesregierung 
 

 

 
In einem Online-Beitrag von „Wir sind Müritzer“ wird über etwaige 

Wirtschaftskriminalität berichtet (vgl. https://www.wir-sind-mueritzer.de/ 

allgemein/181669/. 

 
1. In welche Höhe förderte das Land die Hometown Estate GmbH Berlin 

(bitte auflisten nach Jahren, Art der Förderung, Höhe der Förderung, 

Zweck der Förderung und Ergebnis)? 

 
2. In welcher Höhe förderte das Land weitere Unternehmen der 

Geschäftsführer der Hometown Estate GmbH (bitte auflisten nach 

Jahren, Art der Förderung, Empfänger, Höhe der Förderung, Zweck der 

Förderung und Ergebnis)? 

 

 

 

Die Fragen 1 und 2 werden zusammenhängend beantwortet. 

 

Der Hometown Estate GmbH wurde Förderung durch das Land Mecklenburg-Vorpommern 

nicht gewährt. 

Zu gegebenenfalls weiteren Unternehmen der Geschäftsführerin/Geschäftsführer liegen der 

Landesregierung keine Erkenntnisse vor. 
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3. Sind der Landesregierung mögliche Wirtschaftsvergehen im 

Zusammenhang mit dem „Landsitz Sommerstorf“ und dem „Strand-

hotel Plau am See“ in Verbindung mit der Hometown Estate GmbH 

bekannt? 

 

Wenn ja, 

a) seit wann (bitte auflisten mit Zeitpunkt der ersten Information und 

Stelle)?  

b) seit wann ermittelt die Staatsanwaltschaft zu welchen Straftat-

beständen? 

 

 

 

Die Fragen 3, a) und b) werden zusammenhängend beantwortet. 

 

Gegenstand eines von Amts wegen am 25. November 2020 eingeleiteten Ermittlungsverfahrens 

ist der Tatvorwurf des Vorenthaltens und Veruntreuens von Arbeitsentgelt. Weitere Auskünfte 

kann die Landesregierung aufgrund des laufenden Ermittlungsverfahrens nicht erteilen. 


